
Urteil des Gerichts erster Instanz vom 23. Mai 2007 —
Parlament/Eistrup

(Rechtssache T-223/06 P) (1)

(Rechtsmittel — Von einem Anwalt mit einem Stempel unter-
zeichnete Klageschrift — Unzulässigkeit der Klage)

(2007/C 155/47)

Verfahrenssprache: Dänisch

Verfahrensbeteiligte

Rechtsmittelführer: Europäisches Parlament (Prozessbevollmäch-
tigte: H. von Hertzen und L. Knudsen)

Anderer Verfahrensbeteiligter: Ole Eistrup (Knebel, Dänemark) (Pro-
zessbevollmächtigte: S. Hjelmborg und M. Honoré, Rechtsan-
wälte)

Gegenstand

Rechtsmittel gegen den Beschluss des Gerichts für den öffent-
lichen Dienst der Europäischen Union (Zweite Kammer) vom
13. Juli 2006, Eistrup/Parlament (F-102/05, Slg. ÖD 2006,
I-A-0000 und II-0000), wegen Aufhebung dieses Beschlusses

Tenor

1. Der Beschluss des Gerichts für den öffentlichen Dienst der Europä-
ischen Union vom 13. Juli 2006, Eistrup/Parlament (F-102/05,
Slg. ÖD 2006, I-A-0000 und II-0000), wird aufgehoben.

2. Die von Herrn Eistrup beim Gericht für den öffentlichen Dienst
erhobene Klage in der Rechtssache F-102/05 wird als unzulässig
abgewiesen.

3. Jede Partei trägt die ihr im Verfahren des ersten Rechtszugs und im
Rechtsmittelverfahren entstandenen Kosten.

(1) ABl. C 249 vom 14.10.2006.

Beschluss des Präsidenten des Gerichts erster Instanz vom
21. Mai 2007 — Kronberger/Parlament

(Rechtssache T-18/07 R)

(Vorläufiger Rechtsschutz — Akt zur Einführung der Wahlen
der Abgeordneten des Europäischen Parlaments — Antrag auf

einstweilige Anordnung — Unzulässigkeit)

(2007/C 155/48)

Verfahrenssprache: Deutsch

Parteien

Antragsteller: Hans Kronberger (Wien, Österreich) (Prozessbevoll-
mächtigter: Rechtsanwalt W. Weh)

Antragsgegner: Europäisches Parlament (Prozessbevollmächtigte:
H. Krück, N. Lorenz und M. Windisch)

Gegenstand

Einstweilige Anordnung, die Zuteilung eines Mandats für das Eu-
ropäische Parlament an den derzeitigen Inhaber vorläufig für
unwirksam zu erklären und dieses Mandat dem Antragsteller
vorläufig zuzuweisen

Tenor

1. Der Antrag auf einstweilige Anordnung wird zurückgewiesen.

2. Die Kostenentscheidung bleibt vorbehalten.

Klage, eingereicht am 16. April 2007 — P.P.TV/HABM —
Rentrak (PPT)

(Rechtssache T-118/07)

(2007/C 155/49)

Sprache der Klageschrift: Portugiesisch

Parteien

Klägerin: P.P.TV — Publicidade de Portugal e Televisão, SA (Lis-
sabon, Portugal) (Prozessbevollmächtigte: Rechtsanwälte I. de
Carvalho Simões und J. Conceição Pimenta)

Beklagter: Harmonisierungsamt für den Binnenmarkt (Marken,
Muster und Modelle)

Andere Beteiligter im Verfahren vor der Beschwerdekammer: RENT-
RAK Corp.

Anträge

Die Klägerin beantragt,

— die Entscheidung der Ersten Beschwerdekammer des Harmo-
nisierungsamts für den Binnenmarkt vom 7. Februar 2007
in der Sache R 1040/2005-1 (Verbundene Sache: Entschei-
dung der Widerspruchsabteilung des Harmonisierungsamts
für den Binnenmarkt Nr. 2254/2005 vom 28. Juni 2005)
aufzuheben;

— dem Harmonisierungsamt für den Binnenmarkt aufzugeben,
die Gemeinschaftsmarkenanmeldung Nr. 1758382 für alle
angemeldeten Dienstleistungen dementsprechend zurückzu-
weisen;

— der Streithelferin die Kosten aufzuerlegen.
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Klagegründe und wesentliche Argumente

Anmelderin der Gemeinschaftsmarke: RENTRAK Corp.

Betroffene Gemeinschaftsmarke: Wortmarke PPT (Vertrieb von
Videokassetten auf Provisionsbasis oder mit Nutzungsgebühr;
Verleih von Videos und DVDs; Vermietung von Video-Aufnah-
megeräten und DVD-Abspielgeräten; Vertrieb von Videobän-
dern; Verleih von Videos, DVDs, Video-Aufnahmegeräten und
DVD-Abspielgeräten online über das weltweite Computernetz
[Klasse 41])

Inhaberin des im Widerspruchsverfahren entgegengehaltenen Marken-
oder Zeichenrechts: Klägerin

Entgegengehaltenes Marken- oder Zeichenrecht: Nationale portugiesi-
sche Marke Nr. 330,375 mit dem Wortbestandteil „PPTV“
(Dienstleistungen in Verbindung mit „Bildung, Schulung, Unter-
haltung und Aktivitäten auf dem Gebiet des Sports und der Kul-
tur“ der Klasse 41).

Entscheidung der Widerspruchsabteilung: Stattgabe, Zurückweisung
der Gemeinschaftsmarkenanmeldung.

Entscheidung der Beschwerdekammer: Aufhebung der Entscheidung
der Widerspruchsabteilung und Zurückweisung des Wider-
spruchs.

Klagegründe:

Ähnlichkeit der Dienstleistungen: Die Auffassung der
Beschwerdekammer, dass die von der streitigen Marke erfassten
Dienstleistungen, weil es sich um reine Vertriebsleistungen han-
dele, nicht an dieselben Verbraucher gerichtet seien, so dass sie
keine Verbindung mit den Dienstleistungen der Klägerin aufwie-
sen, sei zu eng.

Ähnlichkeit im Schriftbild und Verwechslungsgefahr: Die ersten
drei Buchstaben der beiden Zeichen seien identisch. Keine der
Marken habe für den portugiesischen Verbraucher eine unmittel-
bare Bedeutung, so dass sie als Phantasiezeichen und damit
eigentümlich anzusehen seien.

Die Verwechslungsgefahr schließe die Gefahr ein, dass die Zei-
chen gedanklich miteinander in Verbindung gebracht würden.

Selbst wenn es den portugiesischen Verbrauchern gelänge, die
Marken zu unterscheiden, sei nicht ausgeschlossen, dass sie
ihnen dieselbe Herkunft zuschrieben oder glaubten, dass
geschäftliche, wirtschaftliche oder organisatorische Verbindun-
gen zwischen den Unternehmen bestünden, die Inhaber der
Marken seien, was unlauteren Wettbewerb darstellen könne,
selbst wenn dies nicht in der Absicht der Anmelderin der streiti-
gen Marke liegen sollte.

Klage, eingereicht am 24. April 2007 — Mohr & Sohn/
Kommission

(Rechtssache T-131/07)

(2007/C 155/50)

Verfahrenssprache: Deutsch

Parteien

Kläger: Paul Mohr & Sohn, Baggerei und Schiffahrt (Niederwalluf
(Rhg), Deutschland) (Prozessbevollmächtigter: Rechtsanwalt F.
von Waldstein)

Beklagte: Kommission der Europäischen Gemeinschaften

Anträge des Klägers

— Die Entscheidung der Beklagten vom 28. Februar 2007 für
nichtig zu erklären und die Europäische Kommission zu ver-
pflichten, der Klägerin für das Kranschiff „Niclas“ eine Aus-
nahmegenehmigung gemäß Artikel 4 Absatz 6 der Verord-
nung (EG) Nr. 718/1999 des Rates vom 29. März 1999
über kapazitätsbezogene Maßnahmen für die Binnenschif-
fahrtsflotten der Gemeinschaft zur Förderung des Binnen-
schiffsverkehrs zu erteilen;

— die Kosten des Verfahrens der Beklagten aufzuerlegen.

Klagegründe und wesentliche Argumente

Der Kläger wendet sich gegen die Entscheidung der Kommission
DG-Greffe (2007) D/200972 vom 28. Februar 2007 betreffend
seinen gemäß Artikel 4 Absatz 6 der Verordnung (EG)
Nr. 718/1999 (1) gestellten Antrag auf Ausnahmegenehmigung
für das Kranschiff „Niclas“. Der Kläger beantragte dieses Spezial-
schiff von der Anwendung der „Alt-für-neu-Regelung“ auszuneh-
men. In der angefochtenen Entscheidung entschied die Beklagte,
eine entsprechende Ausnahmegenehmigung für das Schiff „Nic-
las“ nicht zu erteilen.

Zur Begründung seiner Klage macht der Kläger insbesondere gel-
tend, dass es sich beim Kranschiff „Niclas“ nicht um ein der Ver-
ordnung Nr. 718/1999 unterliegendes Schiff handele. Er trägt
diesbezüglich vor, dass das betroffene Schiff keine Rheinschiffs-
zugehörigkeitsurkunde besitze, die jedoch Voraussetzung für die
legale Güterbeförderung auf den europäischen Wasserstraßen
sei. Nach Auffassung des Klägers unterscheide sich das Kran-
schiff „Niclas“ nicht von Lagerschiffen gemäß Artikel 2 Absatz 2
Buchstabe f) der Verordnung Nr. 718/1999 oder von Klappna-
chen sowie schwimmenden Geräten von Bauunternehmen im
Sinne von Artikel 2 Absatz 2 Buchstabe g) derselben Verord-
nung.

(1) Verordnung (EG) Nr. 718/1999 des Rates vom 29. März 1999 über
kapazitätsbezogene Maßnahmen für die Binnenschiffahrtsflotten der
Gemeinschaft zur Förderung des Binnenschiffsverkehrs.

Klage, eingereicht am 2. Mai 2007 — Portela — Comércio
de artigos ortopédicos e hospitalares/Kommission

(Rechtssache T-137/07)

(2007/C 155/51)

Verfahrenssprache: Portugiesisch

Parteien

Klägerin: Portela — Comércio de artigos ortopédicos e hospitala-
res (Queluz, Portugal) (Prozessbevollmächtigter: Rechtsanwalt
C. Mourato)

Beklagte: Kommission der Europäischen Gemeinschaften
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